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A n t r a g

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen
zu berichten,

1.	�wie viele Frauen in Führungspositionen in Ministerien, nachgelagerten Behör-
den und bei der Polizei in Baden-Württemberg tätig sind (aufgeschlüsselt nach 
Ministerium bzw. Behörde und unter Angabe des Anteils von Frauen an der 
Gesamtzahl der Führungskräfte der jeweiligen Behörde); 

2.	�wie viele Führungskräfte seit 2016 in Ministerien und nachgelagerten Behör-
den in Teilzeit tätig sind (aufgeschlüsselt nach Geschlecht und nach Einsatzort 
sowie getrennt nach Jahren seit 2016); 

3.	�wie sich die Gesamtzahl von Teilzeitkräften im öffentlichen Dienst in Baden-
Württemberg seit 2016 entwickelt hat (aufgeschlüsselt nach Alter, Geschlecht, 
Dienstgrad und Einsatzort nach Fachresorts);

4.	�welche Maßnahmen sie ergriffen und welche Anreize sie geschaffen hat, um 
das im Koalitionsvertrag beschriebene Konzept der „Führung in Teilzeit“ um-
zusetzen;

5.	�welche Maßnahmen sie ergreift, um Eltern, die in Ministerien und nachgelager-
ten Behörden beschäftigt sind, eine bessere Vereinbarkeit zu ermöglichen; 

6.	�in welchem Umfang sich das Modell der geteilten Führungsverantwortung (im 
Sinne einer gleichberechtigten Doppelspitze, hier gleich gesetzt mit Jobsharing 
und unabhängig von jeweiliger Stundenanzahl) in Ministerien und nachgela-
gerten Behörden in Baden-Württemberg entwickelt hat (Anzahl der Stellen, die 
geteilte Führungsverantwortung innehaben und deren Entwicklung seit 2016);

Antrag
der Abg. Alena Trauschel und Julia Goll FDP/DVP

und

Stellungnahme
des Ministeriums des Inneren, für Digitalisierung und Kommunen

Teilzeit(führungs)kräfte in der Landesverwaltung
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  7.	�welche Maßnahmen die Landesregierung ergreift, um mehr Jobsharing in der 
Landesverwaltung (Ministerien und nachgelagerten Behörden) und damit eine 
bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu ermöglichen;

  8.	�welche Teilzeitmodelle im öffentlichen Dienst seit 2016 etabliert worden sind 
(bitte unter Angabe, in welcher Anzahl welche Modelle von Beschäftigten 
nachgefragt worden sind); 

  9.	�ob die Möglichkeit besteht, einen Vorbereitungsdienst bzw. ein Referendariat 
auch in Teilzeit durchzuführen und falls nicht, welche Gründe es dafür gibt 
(bitte getrennt nach den unterschiedlichen Laufbahnen des höheren Dienstes); 

10.	�ob sie mit der Umsetzung des im Koalitionsvertrag vereinbarten Einstiegs in 
ein Lebensarbeitszeitkonto begonnen hat und wie der Verfahrensstand ist;

11.	�ob das geplante Modell der Lebensarbeitszeitkonten als Flexibilisierungsinst-
rument (zur temporären Reduzierung von Arbeitszeiten während des Erwerbs-
lebens) genutzt werden kann;

12.	�welche Maßnahmen sie ergreift, um das im Koalitionsvertrag verankerte Ziel 
zu erreichen, die Chancen von Frauen im öffentlichen Dienst bei Beförderun-
gen und der Übernahme von Führungsfunktionen zu verbessern; 

13.	�weshalb Beamte nicht zwei Dienstherren für eine jeweils hälftige Teilzeit die-
nen können und ob sie plant, daran etwas zu verändern.

8.4.2022

Birnstock, Bonath, Brauer, Fischer, Goll, Haußmann, Hoher, Dr. Jung, 
Dr. Timm Kern, Reith, Dr. Rülke, Dr. Schweickert, Trauschel – FDP/DVP

B e g r ü n d u n g

Zahlreichen Berichten zufolge stehen die Ministerien und nachgelagerten Be-
hörden in Baden-Württemberg beim Anteil von Frauen in Führungspositionen 
auf dem vorletzten Platz. Nur der Stadtstaat Bremen schneidet noch schlechter 
ab. Somit ist es wichtig zu ergründen, was die Landesregierung unternimmt, um 
Fortschritte in dieser Frage zu erreichen. Die Landesregierung hat sich im Koali-
tionsvertrag selbst dazu verpflichtet, mehr Frauen für Führungspositionen zu ge-
winnen. Mit dem Antrag soll geklärt werden, wie es um Teilzeitführungskräfte in 
Baden-Württemberg steht und ob die Landesregierung ihren eigenen Zielen nach-
kommt. Außerdem soll hiermit in Erfahrung gebracht werden, welche Instrumen-
te es im öffentlichen Dienst gibt, um die Arbeitszeit zu flexibilisieren und unter-
schiedlichen, sich ändernden Lebensumständen gerecht zu werden. Ein Beispiel 
mangelnder Flexibilität ist die offensichtliche Unmöglichkeit, eines Beamten bei 
dauerhafter 50 %-Teilzeit eine andere 50 %-Stelle bei einem anderen Dienstherrn 
antreten zu können. Insbesondere im kommunalen Bereich ist eine solche Kons-
tellation zu finden, da hier oftmals Behörden mit geringer Stellenzahl existieren, 
und damit eine Aufstockung absehbar nicht möglich ist. 
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S t e l l u n g n a h m e * )

Mit Schreiben vom 10. Juni 2022 Nr. IM1-0305-430 nimmt das Ministerium des 
Inneren, für Digitalisierung und Kommunen im Einvernehmen mit dem Staats-
ministerium, dem Ministerium für Finanzen, dem Ministerium für Kultus, Jugend 
und Sport, dem Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst, dem Mi-
nisterium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft, dem Ministerium für Wirt-
schaft, Arbeit und Tourismus, dem Ministerium für Soziales, Gesundheit und In-
tegration, dem Ministerium der Justiz und für Migration, dem Ministerium für 
Verkehr, dem Ministerium für Ernährung, Ländlichen Raum und Verbraucher-
schutz und dem Ministerium für Landesentwicklung und Wohnen zu dem Antrag 
wie folgt Stellung:

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen 
zu berichten,

1.	�wie viele Frauen in Führungspositionen in Ministerien, nachgelagerten Behör-
den und bei der Polizei in Baden-Württemberg tätig sind (aufgeschlüsselt nach 
Ministerium bzw. Behörde und unter Angabe des Anteils von Frauen an der 
Gesamtzahl der Führungskräfte der jeweiligen Behörde);

Zu 1.:

Die Anzahl der Frauen in Führungspositionen in Ministerien, nachgelagerten Be-
hörden und bei der Polizei kann der Anlage 1 entnommen werden. Als Stichtag 
wurde der 31. März 2022 zugrunde gelegt. Als Führungsposition wurden in An-
lehnung an die Systematik bei der Erstellung der Chancengleichheitspläne fol-
gende Funktionen berücksichtigt: In den Ministerien Funktionen ab der stellver-
tretenden Referatsleitung aufwärts und im nachgeordneten Bereich Funktionen ab 
der Referatsleitung oder vergleichbar bewerteter Funktionen (z. B. Leitungen von 
Stabsstellen oder Zentralstellen).

2.	�wie viele Führungskräfte seit 2016 in Ministerien und nachgelagerten Behör-
den in Teilzeit tätig sind (aufgeschlüsselt nach Geschlecht und nach Einsatzort 
sowie getrennt nach Jahren seit 2016);

Zu 2.:

Die Anzahl der Führungskräfte in Teilzeit in Ministerien und nachgelagerten Be-
hörden kann der Anlage 2 entnommen werden. 

In Anlehnung an die Chancengleichheitspläne wurde für die Jahre 2016 bis 2021 
jeweils der 30. Juni als Stichtag zu Grunde gelegt. Unter Einsatzort wird die 
jeweilige Stammdienststelle verstanden. Als Führungsposition wurden in Anleh-
nung an die Systematik bei der Erstellung der Chancengleichheitspläne folgende 
Funktionen berücksichtigt: In den Ministerien Funktionen ab der stellvertreten-
den Referatsleitung aufwärts und im nachgeordneten Bereich Funktionen ab der 
Referatsleitung oder vergleichbar bewerteter Funktionen (z. B. Leitungen von 
Stabsstellen oder Zentralstellen). Abweichungen von diesen Vorgaben sind in der 
Übersicht kenntlich gemacht. 

*) Der Überschreitung der Drei-Wochen-Frist wurde zugestimmt.
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3.	�wie sich die Gesamtzahl von Teilzeitkräften im öffentlichen Dienst in Baden-
Württemberg seit 2016 entwickelt hat (aufgeschlüsselt nach Alter, Geschlecht, 
Dienstgrad und Einsatzort nach Fachresorts);

Zu 3.:

Die Gesamtzahl der Teilzeitkräfte in der Landesverwaltung seit 2016 kann der 
Anlage 3 entnommen werden. Die Aufschlüsselung der Teilzeitkräfte erfolgt nach 
Alter, Geschlecht und Besoldungs- bzw. Entgeltgruppe und nach Ressorts. Die 
Angaben beziehen sich auf die Stichtage 30. Juni 2016 und 31. März 2022. Unter 
Einsatzort wird die jeweilige Stammdienststelle verstanden. Abweichungen von 
diesen Vorgaben sind in der Übersicht kenntlich gemacht.

  4.	�welche Maßnahmen sie ergriffen und welche Anreize sie geschaffen hat, um 
das im Koalitionsvertrag beschriebene Konzept der „Führung in Teilzeit„ um-
zusetzen;

12.	�welche Maßnahmen sie ergreift, um das im Koalitionsvertrag verankerte Ziel 
zu erreichen, die Chancen von Frauen im öffentlichen Dienst bei Beförderun-
gen und der Übernahme von Führungsfunktionen zu verbessern;

Zu 4. und 12.:

Die Ziffern 4. und 12. werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam be-
antwortet.

Die Umsetzung des Ziels, die Chancen von Frauen im öffentlichen Dienst bei 
Beförderungen und der Übernahme von Führungsfunktionen und Führung in Teil-
zeit zu verbessern, erfolgt im Rahmen der strategischen und operativen Personal-
entwicklung und ist Teil der entsprechenden Personalentwicklungsmaßnahmen. 
Die Zielerreichung wird durch geeignete Instrumente im Rahmen der laufenden 
Personalverwaltung überwacht. Die längerfristige Entwicklung ist Teil der regel
mäßigen Berichts- und Dokumentationspflichten der nach den Maßgaben des 
Chancengleichheitsgesetzes zu erstellenden Chancengleichheitspläne.

Die Umsetzung der genannten Ziele wird durch weitere Konzepte und Maßnah-
men ergänzt. So hat das Ministerium für Soziales, Gesundheit und Integration 
bereits in der vergangenen Legislaturperiode ein erstes Konzept zur Förderung 
von Frauen in Führungspositionen erarbeitet. Hierbei werden auch Aspekte der 
Teilzeitbeschäftigung berücksichtigt. Wegen der Einzelheiten des Konzepts wird 
auf die Beantwortung des Antrags Landtagsdrucksache 16/6768 verwiesen. 

Eine Pilotierung des Konzepts war ab dem vierten Quartal 2019 zunächst im Mi-
nisterium für Soziales, Gesundheit und Integration selbst vorgesehen. Im Rahmen 
eines Talentscoutings sollten durch die Vermittlung des Berufsbildes einer Refe-
rentin im Ministerium für Soziales, Gesundheit und Integration talentierte Bewer-
berinnen frühzeitig gewonnen werden. In diesem Kontext wurden Studentinnen 
unterschiedlicher Universitäten und Fachrichtungen zu einer entsprechenden Ver-
anstaltung im Ministerium für Soziales, Gesundheit und Integration eingeladen. 

Die Fortführung des Pilotprojekts musste aufgrund der Corona-Pandemie zu-
nächst eingestellt werden. Insbesondere das beabsichtigte Mentoringprojekt sowie 
Qualifizierungsworkshops, Netzwerktreffen und gezielte Coachings konnten co-
ronabedingt nicht durchgeführt werden. Das Programm soll noch in diesem Jahr 
fortgeführt werden. Aufgrund der Erkenntnisse, die während der Corona-Pande-
mie auch hinsichtlich der Anforderungen an die Arbeitsbedingungen im öffent
lichen Dienst gemacht wurden, soll das Konzept zunächst einer internen Überprü-
fung und gegebenenfalls Anpassung unterzogen werden. 

Ein wesentlicher Baustein zur Verbesserung der Karrieremöglichkeiten von Frauen 
und Teilzeitbeschäftigten stellt ein Wandel in Haltungsfragen und Entscheidungs-
prozessen dar, der Chancengleichheit ins Zentrum stellt. Durch gezielte Fort- und 
Weiterbildungsangebote gilt es, sämtliche Beschäftigte für die gleichberechtigte 
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Teilhabe von Frauen und Männer an Führungspositionen, unabhängig ob Voll-
zeit- oder Teilzeitbeschäftigte, zu sensibilisieren. 

Entscheidend ist zudem, die Möglichkeit des Jobsharings konsequent auf die Füh-
rungsämter auszudehnen und mittels positiver Erfahrungen als Best-Practice für 
mehr Toleranz und Akzeptanz zu sorgen.

5.	�welche Maßnahmen sie ergreift, um Eltern, die in Ministerien und nachgela-
gerten Behörden beschäftigt sind, eine bessere Vereinbarkeit zu ermöglichen;

Zu 5.:

Die Vereinbarkeit von Beruf und Familie ist ein wichtiges personalpolitisches 
Anliegen in der Landesverwaltung. Dementsprechend werden zahlreiche Maß-
nahmen ergriffen, damit die Beschäftigten dienstliche und familiäre Pflichten 
möglichst weitgehend vereinbaren können. Dabei muss mit Blick auf die Gewähr-
leistung der Aufgabenerfüllung im Einzelfall aber gewährleistet sein, dass dienst-
liche Notwendigkeiten nicht entgegenstehen. 

In der gesamten Landesverwaltung ist es möglich, die Arbeitszeit flexibel zu 
gestalten und flexible Teilzeitmodelle in Anspruch zu nehmen. Teilweise wird 
explizit darauf hingewiesen, dass dies auch für Führungskräfte gilt bzw. in Be-
förderungsämtern angeboten und gefördert wird. In Stellenausschreibungen wird 
regelmäßig auf die Teilbarkeit der Stelle hingewiesen. Zudem werden – alter-
nativ oder zusätzlich – Möglichkeiten des mobilen Arbeitens und von Telearbeit 
bzw. Homeoffice angeboten. Die konkrete Ausgestaltung der Arbeits- und Teil-
zeit sowie der Präsenzzeiten in der Dienststelle wird möglichst individuell mit 
den Betroffenen abgestimmt, um auf familiäre Notwendigkeiten Rücksicht zu 
nehmen. Dies schließt es auch ein, dass bei kurzfristig eintretenden Ereignissen 
(z. B. Krankheit eines Kindes) flexibel reagiert werden kann. Flankiert werden 
diese Angebote durch eine teilzeit- bzw. familienfreundliche Terminierung (mög-
lichst vormittags) und Gestaltung (digital, Angebot von Kinderbetreuung) von 
Besprechungen und Fortbildungen.

Zur Flexibilisierung der Tätigkeit und damit zur besseren Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf insgesamt trägt insbesondere auch die zunehmende Digitalisie-
rung der Landesverwaltung in Baden-Württemberg bei. So nimmt beispielsweise 
die baden-württembergische Justiz mit der Einführung der elektronischen Akte 
bundesweit eine führende Rolle ein. Die damit verbundenen Möglichkeiten eines 
weitgehend ortsungebundenen effektiven Arbeitens können durch die Beschäftig-
ten aller Laufbahnen wahrgenommen werden.

Daneben werden eigene Kinderbetreuungsangebote – sowohl regulär als auch 
während der Ferien – gemacht oder Plätze bei anderen Einrichtungen vorgehal-
ten. In Notfallsituationen besteht regelmäßig die Möglichkeit, die Kinder mit an 
den Arbeitsplatz zu bringen. Hierfür werden häufig Eltern-Kind-Zimmer und/oder 
mobile Spielkisten vorgehalten. 

Darüber hinaus wurden von den Ressorts folgende weitere Maßnahmen benannt: 

Führungskräfte werden durch verschiedene Maßnahmen für die Themen Chan-
cengleichheit und Vereinbarkeit von Beruf und Familie sensibilisiert, beispiels-
weise durch entsprechende Schulungen. Eine entsprechende Sensibilisierung 
erfolgt insbesondere auch im Rahmen der Beurteilungsrunden, um Benachteili-
gungen im beruflichen Werdegang aufgrund von Geschlecht, Teilzeit, mobiles 
Arbeiten etc. zu verhindern. Für Mitarbeitende werden zur Vereinbarkeit von  
Familie und Beruf Informationsangebote bereitgestellt. Genannt wurden auch 
Angebote im Rahmen des Betrieblichen Gesundheitsmanagements (z. B. Vor-
tragsreihe Homeoffice mit Kindern; Entspannungskurse). Teilweise wird dieses 
Engagement mit entsprechenden Zertifizierungen, wie z. B. dem „audit berufund-
familie„ belegt.
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Mehrere Ressorts haben betont, dass auf die Kontaktpflege mit beurlaubten Mit-
arbeitenden großer Wert gelegt wird. Entsprechende ressort- oder behördenspezi-
fische Maßnahmen reichen von der Weiterleitung von aktuellen und relevanten 
Informationen der Dienststelle an diese Personen, über die Einladung Beurlaub-
ter zu sozialen Zusammenkünften, die Ermöglichung der Teilnahme an Fortbil-
dungen während der Beurlaubung und die Organisation von Elternzeitcafes bis 
hin zum Angebot von Rückkehrerschulungen, Patenprogrammen für Rückkehrer 
und der Implementierung eines Rückkehrmanagements nach der Elternzeit. Er-
gänzend wurde von einem Ressort darauf hingewiesen, dass in den ersten 24 Mo-
naten der Elternzeit oder Beurlaubung Beförderungsmöglichkeiten bestehen und 
von einem anderen Ressort, dass Teilzeit während der Elternzeit ermöglicht wird. 
Auch auf Möglichkeiten, den Einstieg nach Beurlaubung/ Elternzeit durch die In-
anspruchnahme individueller Teilzeit- und Telearbeitsmodelle zu erleichtern und 
eine schnelle Rückkehr aus familienbedingten Auszeiten zu ermöglichen, wird 
verwiesen. 

Gesondert erwähnt von einzelnen Ressorts oder Behörden wurden darüber hinaus 
die Verankerung der Förderung von Vereinbarkeit von Beruf und Familie im Leit-
bild, regelmäßige Informationen der Hausspitze zur familienbewussten Führungs-
kultur, die Unterstützung der Inanspruchnahme von Elternzeit sowie Arbeitszeit-
reduzierung und Beurlaubung zur Wahrnehmung von Familienpflichten auch von 
männlichen Beschäftigten, der wohnortnahe Einsatz der Mitarbeitenden sowie die 
gleiche Bezahlung von Beamtinnen und Beamten und Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern.

6.	�in welchem Umfang sich das Modell der geteilten Führungsverantwortung (im 
Sinne einer gleichberechtigten Doppelspitze, hier gleich gesetzt mit Jobsharing 
und unabhängig von jeweiliger Stundenanzahl) in Ministerien und nachgela-
gerten Behörden in Baden-Württemberg entwickelt hat (Anzahl der Stellen, die 
geteilte Führungsverantwortung innehaben und deren Entwicklung seit 2016);

Zu 6.:

Die Angaben wurden bei den Ressorts und den nachgeordneten Behörden erho-
ben. Die so ermittelten Angaben können der Anlage 4 entnommen werden. Die 
Angaben beziehen sich auf die Stichtage 30 Juni 2016 und 31. März 2022. Mit 
der Anzahl der Stellen ist die Zahl der Funktionsstellen gemeint, die geteilt be-
setzt sind. Abweichungen von diesen Vorgaben sind in der Übersicht kenntlich 
gemacht.

7.	�welche Maßnahmen die Landesregierung ergreift, um mehr Jobsharing in der 
Landesverwaltung (Ministerien und nachgelagerten Behörden) und damit eine 
bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu ermöglichen;

Zu 7.:

Zu besetzende Stellen werden regelmäßig als teilbar ausgeschrieben. Dies gilt 
auch für Führungs-/Funktionspositionen. Teilweise wird von den Ressorts explizit 
auf die Möglichkeit von Tandembewerbungen hingewiesen bzw. in geeigneten 
Fällen gezielt dafür geworben. Im Einzelfall kann auch geprüft werden, ob für die 
Besetzung eines konkreten Dienstpostens Stellenanteile von über 100 % verfüg-
bar gemacht werden können, um eine Tandemlösung zu erleichtern. In der Praxis 
erweist sich die Realisierung von Jobsharing teilweise als problematisch, weil 
nicht immer passende Tandem-Partner zur Verfügung stehen.

Im Rahmen der Personalentwicklung werden die Teilzeitkräfte den Vollzeitkräf-
ten gleichgestellt. Als weitere Maßnahmen sind die Abfrage des Interesses an ei-
ner Tandembesetzung einer Führungsposition in Teilzeit im Mitarbeitergespräch 
sowie der Ausbau entsprechender Weiterbildungs- und Fortbildungsangebote für 
alle Beschäftigten zu nennen. 

Im Bereich des Justizressorts wird derzeit zudem die Einführung eines Mentoren-
programms für (potenzielle) weibliche Führungskräfte vorbereitet, die Pilotierung 
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ist für 2022 vorgesehen. Das Mentorenprogramm soll sowohl über den direkten 
Kontakt mit weiblichen Führungskräften als auch durch ergänzende Fortbildungs-
veranstaltungen frühzeitig etwaige Hemmungen abbauen, Wege zur Übernahme 
einer Führungsposition aufzeigen und eine Netzwerkbildung fördern.

8.	�welche Teilzeitmodelle im öffentlichen Dienst seit 2016 etabliert worden sind 
(bitte unter Angabe, in welcher Anzahl welche Modelle von Beschäftigten 
nachgefragt worden sind);

Zu 8.:

Die Angaben wurden bei den Ressorts und den nachgeordneten Behörden erho-
ben. Die so ermittelten Angaben können der Anlage 5 entnommen werden. Die 
Angaben beziehen sich auf den Stichtag 31. März 2022. 

9.	�ob die Möglichkeit besteht, einen Vorbereitungsdienst bzw. ein Referendariat 
auch in Teilzeit durchzuführen und falls nicht, welche Gründe es dafür gibt (bit-
te getrennt nach den unterschiedlichen Laufbahnen des höheren Dienstes);

Zu 9.:

Die Angaben können der Anlage 6 entnommen werden. Unberücksichtigt geblie-
ben sind Trainee-Programme, die zum Erwerb der Laufbahnqualifikation erfor-
derlich sind, aber ohne weitere Prüfung abschließen (z. B. höherer Verwaltungs-
dienst ohne Studium der Rechtswissenschaften, höherer informationstechnischer 
Dienst). 

10.	�ob sie mit der Umsetzung des im Koalitionsvertrag vereinbarten Einstiegs in 
ein Lebensarbeitszeitkonto begonnen hat und wie der Verfahrensstand ist;

11.	�ob das geplante Modell der Lebensarbeitszeitkonten als Flexibilisierungsinst-
rument (zur temporären Reduzierung von Arbeitszeiten während des Erwerbs-
lebens) genutzt werden kann;

Zu 10. und 11.:

Die Ziffern 10. und 11. werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam 
beantwortet.

Die Regierungskoalition setzt sich laut Koalitionsvertrag 2021 bis 2026 zwischen 
Bündnis90/Die Grünen Baden-Württemberg und der CDU Baden-Württemberg 
(Seite 18) für einen Einstieg in ein Lebensarbeitszeitkonto ein, bei dem Mehr-
arbeitsstunden über einen begrenzten Zeitraum angespart und abgebaut werden 
können (beispielsweise innerhalb von drei oder fünf Jahren). Dieser Auftrag steht 
unter Haushaltsvorbehalt (Seite 14 des Koalitionsvertrags).

Das Innenministerium hat unter Beteiligung des Finanzministeriums und des 
Staatsministeriums verschiedene Modelle für ein Lebensarbeitszeitkonto geprüft. 

Über die einzelnen (rechtlichen) Modalitäten eines Lebensarbeitszeitkontos ist 
derzeit noch nicht entschieden. Insoweit steht auch nicht fest, inwieweit es in der 
Praxis „als Flexibilisierungsinstrument zur temporären Reduzierung von Arbeits-
zeiten während des Erwerbslebens“ genutzt werden können wird. 

13. �weshalb Beamte nicht zwei Dienstherren für eine jeweils hälftige Teilzeit die-
nen können und ob sie plant, daran etwas zu verändern.

Zu 13.:

Aus dem Grundsatz der Hauptberuflichkeit (Artikel 33 Absatz 5 des Grundge-
setzes, vgl. auch § 34 Absatz 1 Satz 1 des Beamtenstatusgesetzes) folgt, dass 
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Beamtinnen und Beamte nicht zur gleichen Zeit zwei Dienstherren verpflichtet 
sein können. Mehrere Beamtenverhältnisse zu verschiedenen Dienstherren sind 
mit der Natur des Beamtenverhältnisses als einem auf Lebenszeit angelegten öf-
fentlich-rechtlichen Dienst- und Treueverhältnis regelmäßig nicht vereinbar. Eine 
jeweils hälftige Teilzeit bei zwei Dienstherren kommt damit grundsätzlich nicht 
in Betracht. Eine Änderung ist nicht geplant. 

Strobl
Minister des Inneren, 
für Digitalisierung und Kommunen
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